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Spätestens mit den Wahlerfolgen der AfD 2017 hat sich in Deutschland als Realität eingestellt, was 

in anderen Ländern schon länger normal ist. Auf respektablem, demokratischem Wege ist ein „Ruck 

nach rechts“ erfolgt, so dass nicht nur eine neue Opposition im Bundestag rund 13 Prozent des 

aktiven Wahlvolks repräsentiert, sondern auch der Zeitgeist sich verändert. Fast alle Parteien 

besetzen rechte Themen und Topoi (Heimat, deutsche Leitkultur, innere Sicherheit, starker 

Nationalstaat...), wie ja überhaupt die Sorgen der national denkenden Bürger ernst genommen und 

der Obhut ihrer falschen Betreuer vom rechten Rand entrissen werden sollen. So offenbart das 

hiesige politische System, dem ja schon seit einiger Zeit die Diagnose „Postdemokratie“ ausgestellt 

wird, seinen eigentümlichen Charakter: Mitten im demokratischen Betrieb wachsen autoritäre 

Strukturen heran, so dass die kategorische Abgrenzung zur faschistischen Herrschaftsalternative 

zweifelhaft wird. 

Auch das neue Handlexikon des Erziehungswissenschaftlers Klaus Ahlheim und  

Politikwissenschaftlers Christoph Kopke verzeichnet diese Entwicklung. Demokratiefeinschaft, 

schreibt dort Gideon Botsch, werde meist als Hauptmerkmal des Rechtsextremismus herausgestellt. 

Dabei berufe man sich darauf, dass Rechtsextreme die parlamentarische Demokratie ablehnen.  

„Dennoch“, so Botsch, „gibt es auch im Rechtsextremismus eine weit verbreitete Form des 

positiven Bezugs auf die Demokratie.“ Gerade das Volk, sein Gemeinschaftsgeist und seine 

Herrschafts-konstituiernde Rolle im Gemeinwesen bieten sich für eine derartige Bezugnahme an. 

Und starke Führung im Verhältnis nach innen und außen ist ja ein Ideal, das auch die Demokratie 

kennt. Hier zeigt sich also, wie wichtig es ist, das politische Programm von Rechtsradikalismus 

oder -populismus unter die Lupe zu nehmen – mit einer antiextremistischen Ausgrenzungsstrategie, 

die die Rechten einfach als Protagonisten einer neuen NS-Diktatur und Gegner des 

Verfassungsstaates dingfest machen will, wird man dem Problem nicht gerecht. 

Das Lexikon von Ahlheim/Kopke fokussiert auf die rechte Programmatik. Es versteht sich als ein 

Lese- und Arbeitsbuch, das das politisch-ideologische Spektrum des rechten Radikalismus 

auffächert und analysiert. Im Blick sind dabei besonders Fragen der Bildungs-, Jugend- und 

Sozialarbeit. Darauf beziehen sich etwa die Stichworte „Argumente gegen Stammtischparolen“, 

„Aussteigerprogramme/Deradikalisierung“, „Gedenkstätten“, „Interkulturelle Bildung“, 

„Jugendarbeit“, „Jugendszenen“, „Mobile Beratung“, „Politische Bildung“ oder „Vorurteil und 

Fremdenfeindlichkeit“. Daneben werden natürlich die zentralen Punkte des rechten Weltbildes 

inhaltlich aufgeschlüsselt. Verantwortlich dafür zeichnet ein Team von rund 50 Autoren und 

Autorinnen, vorwiegend aus Politikwissenschaft, Psychologie, Medien und zivilgesellschaftlichen 

Initiativen, die in über 70 Einträgen auf jeweils zwei bis drei Seiten eine Erstinformation sowie 

einen kurzen Literaturanhang plus Querverweise zu den abgehandelten Begriffen bieten. 

Das aktuelle Buch des Erwachsenenpädagogen Klaus-Peter Hufer – das mit Unterstützung der 

Kollegen Jens Korfkamp (VHS Rheinberg) und Laura Schudoma (HVHS G. Könzgen) verfasst 

wurde – ist ähnlich angelegt. Sein Hauptteil verzeichnet in lexikalischer Form 25 rechte 

Schlüsselwörter von „Abstammung“ über „Bildung/Erziehung“, „Identität“, „Islam“, „Rasse“ bis zu 

„Staat“ und „Volk“. Dazu wird jeweils die recht(sradikal)e Position mit einschlägigen Zitaten 

vorgestellt, um sie dann mit Gegenargumenten zu konfrontieren. Vom Umfang und von der 

Zielrichtung her geschieht dies ähnlich wie in dem Buch von Ahlheim und Kopke. Hufer und seine 

Koautoren haben den Schlüsselbegriffen jedoch mit rund 50 Seiten einen weiteren Hauptteil 

hinzugefügt: eine Übersicht zur „philosophischen Ahnenreihe“, die Hardcore-Rechte wie Moeller 

van den Bruck mit Schöngeistern wie Ernst Jünger oder ganz unterschiedlichen Philosophen wie 



Friedrich Nietzsche oder Martin Heidegger zusammen bringt. Diese werden hier nicht einfach als 

Vorläufer des Faschismus genommen, sondern als Bezugsgrößen für den rechten Diskurs vorgestellt. 

Ein Anhang beschäftigt sich u.a. mit den Themen Esoterik/Okkultismus, ein Glossar stellt die 

wichtigsten Vertreter der Neuen Rechten vor. Des Weiteren werden Publikationen und Verlage 

sowie Veröffentlichungen aufgelistet, die sich kritisch mit dem „Ruck nach 

rechts“ auseinandersetzen. 

Dass ein solcher politischer Trend in massiver Form unterwegs ist, macht die Grundthese des 

Buches aus. Die Autoren sehen eine Entwicklung, „die, wenn sie sich durchsetzen sollte, Politik und 

Gesellschaft in Deutschland entscheidend verändern würde“. Dabei betonen sie – und führen dies 

auch an der Ahnenreihe der Vordenker aus –, „dass es eine konsequente Entwicklung der deutschen 

alten Rechten hin zu den neuen Rechten gibt. Das, was jetzt neu ist, hat tiefe Wurzeln.“ Wie Botsch 

betont auch Hufer in seinem Eintrag „Demokratie“, dass sich Rechte nicht unbedingt von 

demokratischen Verfassungsprinzipien abwenden, ja dass sie sich sogar Diagnosen wie die von der 

„Postdemokratie“ zu eigen machen. So wird von rechts das Paradox einer vollendeten, das heißt 

totalitären Demokratie auf den Weg gebracht. In diesem Zusammenhang geht Hufer auch auf die 

enorme Bedeutung ein, die von rechten Parteien der „Gesellschaftspädagogik“ beigemessen wird. 

Das ist etwa im Wahljahr 2017 in Grundsatz- und Wahlprogramm der AfD zum Ausdruck 

gekommen. Die Partei zeichnet sich nämlich durch besonderen Nachdruck auf der Rolle politischer 

Bildung und durch einen „Idealismus alternativer politisch-pädagogischer Indoktrination“ aus, wie 

es in einer Analyse der Zeitschrift Außerschulische Bildung, Nr. 2/17, hieß. Das hat sich auch bei 

den Debatten der AfD über die Gründung einer eigenen parteinahen Stiftung gezeigt. 

Hufer hat vor knapp 20 Jahren für die politische Bildung das bekannte „Argumentationstraining 

gegen Stammtischparolen“ entwickelt. Damit sei ihm „ein Glücksgriff gelungen“, resümierte der 

Autor in der Zeitschrift Erwachsenenbildung, Nr. 1/18 – in einem Schwerpunktheft, das sich 

übrigens dem Thema „Demokratieentwicklung“ widmete und dazu verschiedene Stimmen aus der 

außerschulischen Bildung zu Wort kommen ließ. Das Seminarkonzept hat sich, wie Hufers Aufsatz 

bilanziert, als besonders erfolgreich erwiesen und ist auf große Nachfrage gestoßen, z.B. von 

zahlreichen Volkshochschulen und Jugendbildungseinrichtungen erprobt worden. Es hat auch 

Anstöße für Weiterentwicklungen gegeben. So ist jüngst die Neuausgabe des Praxisleitfadens 

„Gegen Rechts argumentieren lernen“ von Rolf Gloël, Kathrin Gützlaff und Jack Weber (Hamburg 

2017) erschienen; ferner hat die Bundeszentrale für politische Bildung dazu Materialien vorgelegt. 

Bei allen Unterschieden ist solchen Konzepten gemeinsam, dass sie eine argumentative 

Auseinandersetzung mit rechts anstreben. Damit stehen sie in einer Frontstellung zu den offiziellen 

Positionen der Extremismusbekämpfung, denen es vor allem um Aus- und Abgrenzung geht – und 

die das im Rahmen ihrer eigenartig formalen Extremismus-Doktrin betreiben. 

Protagonist und Pate dieses Forschungsbetriebs ist der Verfassungsschutz, der die 

Extremismustheorie inspiriert hat und ihr auch weiterhin das Material, ja eigentlich das komplette 

Konzept liefert. Die Behörde hat jetzt der Politikwissenschaftler Hajo Funke anlässlich der 

NSU-Affäre auf den Prüfstand gestellt. Sein Buch, das aus der umfangreichen Studie „Staatsaffäre 

NSU“ (Münster 2015) hervorgegangen ist, nimmt sich im Hauptteil die Mordserie des 

„Nationalsozialistischen Untergrunds“ sowie die zweifelhafte Aufklärungsleistung der 

parlamentarischen Ausschüsse oder der Bundesanwaltschaft im Münchner NSU-Prozess vor. Es 

steuert auch ein längeres Kapitel „Autoritäre Erbschaft“ zu 60 Jahren Verfassungsschutz-Skandalen 

bei, zieht in drei weiteren Kapiteln das Fazit der Analyse und formuliert Konsequenzen für eine 

wirksame demokratische Kontrolle. 

Funke, der Sachverständigengutachten zu sechs NSU-Ausschüssen auf Landesebene verfasste und 

die beiden Untersuchungsausschüsse des Bundes vier Jahre lang begleitete, kommt zu einem 

vernichtenden Urteil. Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV), das sich gern als „Dienstleister 

der Demokratie“ präsentiert, sei „undemokratisch, ohne Kontrolle“. Es habe die „Entfesselung des 

Rechtsextremismus seit den 1990er Jahren“ mit betrieben und „zur Blockierung der Aufklärung der 

Mordserie beigetragen“. Die Behörde habe ein „Eigenleben ohne funktionierende rechtsstaatliche 



Kontrolle“ entwickelt. Im Bezug auf den Rechtstrend habe sie an einer Strategie der Verharmlosung 

und gewissermaßen als Instanz zur Verbreitung von Fake News gearbeitet. So erweise sich dieser 

zentrale Akteur der deutschen Sicherheitsarchitektur als „unkontrollierte Parallelstruktur jenseits 

des Rechtsstaats, als extra-legalitäre Form eines permanenten Ausnahmezustands“. 

Daher müsse man – so das Fazit – dem Verfassungsschutz, der aus den autoritätsfixierten 

Kampfzeiten der 1950er Jahre hervorgegangen sei, letztlich „Verfassungswidrigkeit“ bescheinigen. 

„Im Fall des BfV handelt es sich nicht nur um einen Staat im Staat, sondern inzwischen um die 

Außerkraftsetzung des gewaltengeteilten, demokratischen Rechtsstaats“. Was seit der Aufdeckung 

der V-Mann-Skandale stattfindet, sei ein „Machtkampf“ um Aufklärung. Hier müsse sich, so der 

Schluss der Veröffentlichung, die Zivilgesellschaft, gerade auch durch Bildungsarbeit, stärker 

einschalten – denn im Kampf gegen rechts sei der Verfassungsschutz keine Hilfe, er nütze eher der 

Gegenseite. Nimmt man die Überlegungen der drei angezeigten Publikationen ernst, führt das zu 

einem bemerkenswerten Konsequenz: Der Kampf gegen rechts muss als Kampf gegen den 

etablierten demokratischen Betrieb geführt werden! 
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